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betroffenen Opel-Ländern –
Hessen, Thüringen, Nord-
rhein-Westfalen und Rhein-
land-Pfalz. Die Länder haben
bereits deutlich gemacht, dass
sie zu Hilfen bereit sind. „Wir
lassen Opel nicht unterge-
hen“, sagte NRW-Minister-
präsident Jürgen Rüttgers
(CDU).

An die Spitze der Bewe-
gung setzte sich Hessens ge-
schäftsführender Minister-
präsident Roland Koch
(CDU), der um seine Wieder-
wahl kämpft. In Hessen sol-
len für Bürgschaften jährlich
500 Millionen Euro zur Ver-
fügung gestellt werden. Me-
dienwirksam präsentierte
Koch in Windeseile ein Eilge-
setz. Hessen plant einen
„Schutzschirm“ für die ge-
samte Automobilindustrie
des Landes, also auch für Zu-
lieferfirmen – eine Maßnah-
me, die die Bundesregierung
für Deutschland strikt ab-
lehnt. Auch ein generelles
Konjunkturprogramm für die
Automobilindustrie mache
keinen Sinn, sagte Bundesfi-
nanzminister Peer Steinbrück
(SPD). In Koalitionskreisen
wird kritisiert, Koch nutze die
Opel-Krise zur eigenen Profi-
lierung.

Krisentreffen im Kanzler-
amt: Manager von Opel
bitten den Bund um eine
Milliarden-Bürgschaft.
Der Staat will dem ange-
schlagenen Autobauer
helfen, fürchtet aber For-
derungen weiterer Kon-
zerne.

VON HOLGER EICHELE

Berlin – Vielleicht hätte ja der
gelernte Großhandelskauf-
mann und frühere Opel-Fah-
rer Jogi Löw noch einen Rat
gehabt. Der Bundestrainer
und seine Fußball-National-
mannschaft waren gestern
Abend für einen Empfang im
Kanzleramt angemeldet, als
Angela Merkel noch ins Kri-
sengespräch vertieft war. Die
Chefs des Opel-Konzerns leg-
ten der Regierungschefin ihre
Probleme dar. Sollte der
schwer angeschlagene US-
Mutterkonzern General Mo-
tors Insolvenz anmelden,
brauche die deutsche Tochter
„etwas über eine Milliarde
Euro“, sagte Europa-Chef
Carl-Peter Forster.

Die Bundesregierung will
bis Weihnachten eine Staats-
garantie prüfen. Noch sei
„nicht entschieden, ob die In-
anspruchnahme einer sol-
chen Bürgschaft überhaupt
nötig wäre“, sagte Merkel und
verwies auf die unklare Zu-
kunft des Mutterkonzerns
GM. Es gehe darum, „ent-
sprechende Vorkehrungen zu
treffen“, um einen „mittelfris-
tigen Liquiditätsbedarf“ abzu-
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Im Auswärtigen Amt kam am
Abend Außenminister Frank-
Walter Steinmeier mit dem
Chef der IG Metall und den
Gesamtbetriebsratsvorsitzen-
den der Autohersteller zu-
sammen. Auch wenn es in Re-
gierungskreisen hieß, das
Treffen des Vizekanzlers sei
lange geplant – interpretiert
wurde es als Gegen-Gipfel
des SPD-Vizekanzlers zum
Opel-Gipfel der Kanzlerin.
Sprecher von Merkel und
Steinmeier bemühten sich,
den Konflikt herunterzuspie-
len. „Ich glaube, dass das kei-
ne Konkurrenzveranstaltun-
gen sind“, sagte Regierungs-

land bleiben“. Merkel hatte
dies zur Bedingung gemacht.

Die größte Sorge der Bun-
desregierung aber ist es, mit
Opel einen Präzedenzfall zu
schaffen und weitere Auto-
konzerne anzulocken. „Es
kann nicht darum gehen, eine
Aktion zu machen, die gegen-
über anderen gleichgelager-
ten Fällen nicht durchgehal-
ten werden könnte“, sagte Re-
gierungssprecher Ulrich Wil-
helm. „Opel ist ein Sonder-
fall. Es handelt sich um eine
singuläre Situation“, betonte
auch Kanzlerin Merkel.

Der Termin im Kanzleramt
war nur einer von mehreren:

sichern. Nach unbestätigten
Meldungen droht Opel inner-
halb weniger Monate die
Zahlungsunfähigkeit, weil
Banken kaum noch bereit sei-
en, Kredite zu geben. Forster
bemühte sich, die Krise he-
runterzuspielen: Die Vorsor-
ge betreffe nur den „absolut
unwahrscheinlichen kri-
tischsten Fall“. Zugleich wies
er Befürchtungen zurück, die
deutsche Staatshilfe könne
im amerikanischen Mutter-
konzern versickern. Die
Adam Opel GmbH werde
„gegenüber dem deutschen
Steuerzahler garantieren,
dass die Mittel in Deutsch-

Fröhliche Mienen trotz todernster Lage: Kanzlerin Merkel, Finanzminister Steinbrück,
Opel-Chef Demant und GM-Europa-Chef Forster gestern im Kanzleramt (v. l). FOTO: DDP

Pflegereport

Ein schneller, schmerzloser Tod, natürlich erst im ho-
hen Alter, das man bis dahin unbeschwert genossen hat
– so wünscht man sich das Ende. Doch die Realität sieht
meistens anders aus. Inzwischen verbringt fast jeder
zweite Deutsche seine letzten Jahre als Pflegefall – ein
Umstand, den jeder Einzelne genauso wie die Politik im
Ganzen gern verdrängt.

Bislang gehörten drei Generationen zu einer Familie –
Kinder, Eltern, Großeltern. Bei einer Lebenserwartung
von 82,3 (Frauen) beziehungsweise 76,9 (Männer) Jah-
ren ist inzwischen eine vierte Generation dazugekom-
men. Während Oma und Opa heute meistens fit und
gern auf Reisen sind, drohen immer mehr betagten Ur-
großeltern pflegeaufwändige Krankheiten wie Schlag-
anfall, Parkinson und Demenz.

Mit der rasch größer werdenden 80-Plus-Generation
kommt auf Familien und Gesellschaft eine schwer kal-
kulierbare Verantwortung zu. Neue Lebensstrukturen,
die Pflege  – analog zur Kinderbetreuung  – mehr in den
Alltag integrieren, sowie differenzierte Hilfen werden
zunehmend gefragt sein. Denn in absehbarer Zeit ist je-
der  betroffen – mit einem Pflegefall in der Familie oder
als selbst Pflegebedürftiger.

80-Plus-Folgen
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Klimawandel

Gas geben
Nur Zyniker können sich auf den Standpunkt stellen,
die durch die Weltfinanzkrise ausgelöste Wirtschaftsre-
zession sei das Beste, was dem Erdklima passieren
konnte, weil dadurch der Ausstoß umweltschädlicher
Treibhausgase automatisch sinke – wie in den 90er Jah-
ren durch den Zusammenbruch der Ostblockstaaten in-
klusive Ostdeutschlands. Allerdings gibt es tatsächlich
einen inneren Problem-Zusammenhang, der bei der Be-
wältigung beider Aufgaben zu beachten ist: das eine darf
nicht auf Kosten des anderen gelöst werden, sprich: Der
Rückfall in den alten politischen Stellungskrieg – Ar-
beitsplätze contra Umwelt – muss verhindert werden.

Bei aller Notwendigkeit von Akut-Hilfen für bedrohte
Unternehmen: Das Beispiel Automobilbranche zeigt,
dass auf Dauer das eine ohne das andere nicht zu haben
ist. Die US-Autoriesen, die jahrelang über europäische
Wagen mit Durstbegrenzung gelächelt und weiter bullige
Spritschleudern produziert haben, stehen jetzt am Ab-
grund, während jene Automobilbauer, die Modernität
mit Umweltfreundlichkeit paaren, bessere Überlebens-
chancen haben. Auch deutsche Hersteller zeigen nun ver-
stärkt, wozu sie umweltpolitisch fähig sein können. Sie
sollten ihren Vorsprung nutzen und auf diesem Weg zum
eigenen Wohl Gas geben.

Bei einer temporären Über-
nahme in Staatseigentum se-
he ich weniger die Gefahr,
dass andere Konzerne folgen.
Die meisten deutschen Auto-
bauer und Zulieferer werden
kaum ein Interesse daran ha-
ben, vorübergehend in Staats-
eigentum überzugehen.

- Politiker fordern für
die gesamte Automobil-
branche einen staatlichen
„Rettungsschirm“ wie zu-
vor für die Banken.

Das scheint mir weit überzo-
gen. Ich sehe die Gefahr, dass
immer mehr Branchen An-
sprüche anmelden und wir
am Ende die Dimensionen
aus dem Auge verlieren. Der
Staat kann nicht für die ge-
samte deutsche Wirtschaft
Schirme aufspannen. Viel
wichtiger wäre es, jetzt die all-
gemeinen Rahmenbedingun-
gen zu verbessern und die
Konjunktur anzukurbeln.

Interview: Holger Eichele

- Was bedeutet das kon-
kret für Opel?

Im Fall Opel sollte die Bun-
desregierung erwägen, den
deutschen Konzern zeitweise
zu verstaatlichen, um ihn
nach überstandener Krise
möglichst bald wieder an pri-
vate Investoren weiterzuver-
kaufen. Dazu müsste Opel
natürlich aus dem US-Mut-
terkonzern herausgelöst wer-
den. Für den Staat könnte
diese Lösung besser sein als
einen Milliardenbetrag zu
überweisen, ohne zu wissen,
wohin das Geld genau fließt.

- Würde es den Staat
nicht überfordern, einen
Autokonzern mit vier Wer-
ken und 26 000 Mitarbei-
tern zu übernehmen?

Ich denke nicht. Frankreich
hat für solche Zwecke sogar
einen eigenen Staatsfonds.

- Kann der Staat einem
einzigen Konzern helfen,
ohne für andere einen Prä-
zedenzfall zu schaffen?

- Der Opel-Konzern hat
Bund und Länder um eine
Bürgschaft gebeten. Wird
der Staat aktiv?

Der Staat muss bei Opel aktiv
werden. Nur leider hat
Deutschland in diesem Be-
reich wenig Erfahrung. Erlau-
ben Sie mir einen medizini-
schen Vergleich: Die deut-
sche Wirtschaftspolitik war
bisher eher auf die Verord-
nung homöopathischer Ga-
ben ausgerichtet. Jetzt aber
kommen jeden Tage Konzer-
ne mit größeren Verletzun-
gen, die man nur chirurgisch
behandeln kann.

die Reallöhne seit Jahren
nicht mehr gestiegen. Die Al-
tersversorgung wird schlech-
ter, die Sparquote immer hö-
her. Auch die Industrie hat es
versäumt, die Arbeitnehmer
stärker am Unternehmenser-
folg partizipieren zu lassen.

- Wie kann der Staat
den deutschen Autobau-
ern helfen?

Die Bundesregierung wäre
gut beraten, einen breiten An-
satz zu wählen, statt weiter
nur Symptome zu kurieren.
Wir brauchen dringend mehr
internationale Kooperation
in der Wirtschaftspolitik. Ziel
muss sein, dass alle bedeuten-
den Staaten einen Beitrag
leisten, um weltweit die
Nachfrage zu stärken. Leider
wurde beim G20-Gipfel in
Washington eine Chance ver-
tan: In Anbetracht der Rezes-
sion und der schwersten Krise
der Nachkriegszeit hätte ich
mir klarere Worte gewünscht
und eine gemeinsame Kon-
junktur-Initiative.

München – Der Wirtschafts-
berater der Bundesregierung,
Peter Bofinger, spricht sich für
eine vorübergehende Ver-
staatlichung des deutschen
Autobauers Opel aus. Bofin-
ger ist Professor für Volkswirt-
schaft und als einer der „fünf
Wirtschaftsweisen“ Mitglied
im Sachverständigenrat zur
Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung.

- Der deutschen Autoin-
dustrie droht ein massiver
Stellenabbau. Experten er-
warten, dass 2009 bis zu
100 000 Arbeitsplätze weg-
fallen. Herr Bofinger, kann
die Autobranche den Crash
noch vermeiden?

Die stark vom Export abhän-
gige deutsche Autoindustrie
leidet unter einer weltweiten
Nachfrageschwäche. Leider
wurde auch im Inland wenig
dafür getan, die Nachfrage zu
stärken. „Autos kaufen keine
Autos“ – dieser Satz von Hen-
ry Ford wird leider gerne ver-
gessen. In Deutschland sind

„Autos kaufen keine Autos“
Interview mit dem Regierungsberater Peter Bofinger über die Krise der deutschen Autoindustrie und Hilfen des Staates

Peter Bofinger
ist einer der fünf

Wirtschaftsweisen

sprecher Wilhelm. Die Union
protestierte scharf gegen die
Autogespräche des Kanzler-
kandidaten im Außenamt –
eine Kritik, die Steinmeier so-
gleich zurückweisen ließ.

Heute Mittag verhandeln in
Berlin Vertreter des Bundes-
wirtschafts- und des Bundes-
finanzministeriums mit
Staatssekretären aus den vie


